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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Ergänzung der Verordnung 
Nr. 121/67/EWG hinsichtlich der bei einem erheblichen Preisrückgang 
auf dem Schweinefleischsektor zu ergreifenden Maßnahmen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Verordnung Nr. 121/67 EWG des Rates vom 
13. Juni 1967 über die gemeinsame Marktorganisa- 
tion für Schweinefleisch ^), zuletzt geändert durch die 
Verordnung (EWG) Nr. 1861/74“), bestimmt in Arti- 
kel 11, daß Maßnahmen ergriffen werden können, 
wenn auf dem Markt der Gemeinschaft durch eine 
erhebliche Preiserhöhung Störungen auftreten oder 
aufzutreten drohen. Angesichts der Marktlage ist 
es erforderlich, diese Möglichkeit auch auf den Fall 
eines erheblichen Preisrückgangs auszudehnen - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Artikel 11 der Verordnung (EWG) Nr. 121/67 
EWG wird aufgehoben. 


2. ln die Verordnung Nr. 121/67/EWG wird ein 
neuer Artikel 19 a mit folgendem Wortlaut ein- 
gefügt: 

„1. Wird auf dem Markt der Gemeinschaft eine 
erhebliche Preiserhöhung oder ein erheb- 
licher Preisrückgang festgestellt und ist da- 
mit zu rechnen, daß diese Lage andauert und 
dadurch Marktstörungen auftreten oder auf- 
zutreten drohen, so können die erforder- 
lichen Maßnahmen ergriffen werden. 

2. Der Rat erläßt auf Vorschlag der Kommission 
mit qualifizierter Mehrheit die Grundregeln 
für die Anwendung dieses Artikels. 

3. Die Durchführungsbestimmungen zu diesem 
Artikel werden nach dem Verfahren des 
Artikels 24 erlassen.'' 

^ A r t i k e 1 2 

1 

I Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 117 
vom 19. Juni 1967, S. 2283/67 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 197 
vom 19. Juli 1974, S. 3 
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Begründung 

1. Die Verordnung Nr. 121/67/EWG des Rates vom 
13. Juni 1967 über die gemeinsame Marktorganisa- 
tion für Schweinefleisch bestimmt in Artikel 11, daß 
Maßnahmen ergriffen werden können, wenn auf dem 
Markt der Gemeinschaft durch eine erhebliche Preis- 
erhöhung Störungen auftreten oder aufzutreten 
drohen. 

Es erscheint wünschenswert, das Anwendungsgebiet 
dieser Vorschrift auf den Fall eines erheblichen 
Preisrückganges auszudehnen. 


Eine diesbezügliche Änderung der Grundverord- 
nung würde beispielsweise gestatten, entsprechende 
Maßnahmen zu treffen, wie sie vom Rat am 16. Juli 
1974 für den Rindfleischsektor beschlossen wurden 
und insbesondere den Verbrauch von Schweine- 
fleischerzeugnissen zu fördern, um die Wiederher- 
stellung des Gleichgewichts von Angebot und Nach- 
frage zu erleichtern. 

2. Die Änderung in der Form der vorgeschlagenen 
Fassung hat selbst keine finanziellen Auswirkungen. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 9. Oktober 1974 - 1/4 - 680 70 - E - Schw 26/74: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 17. September 1974 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten Kommissionsvorschlag ist vorgesehen, die 
Anhörung des Wirtschafts- und Sozialausschusses nicht. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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